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B7-0000/2010

Entschließung des Europäischen Parlaments zur Lage in Bosnien und Herzegowina

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf das am 16. Juni 2008 unterzeichnete Stabilisierungs- und 
Assoziierungsabkommen zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren 
Mitgliedstaaten einerseits und Bosnien und Herzegowina andererseits,

– in Kenntnis der Schlussfolgerungen des Rates vom 16. Juni 2003 zu den westlichen 
Balkanstaaten sowie vom 30. November 2009 zu Bosnien und Herzegowina,

– in Kenntnis der Verordnung (EG) Nr. 1244/2009 des Rates vom 30. November 2009 über 
die Liberalisierung der Visaregelung1,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 24. April 2009 zur Lage in Bosnien und 
Herzegowina2,

– gestützt auf Artikel 110 Absatz 2 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass Bosnien und Herzegowina eine Zeit der politischen Stagnation 
durchläuft, die durch eine weit reichende politische Lähmung, schlechte Beziehungen 
zwischen den verschiedenen Volksgruppen und die Unfähigkeit der politischen Elite des 
Landes, eine gemeinsame Vorstellung über die dringenden politischen, wirtschaftlichen 
und sozialen Probleme des Landes zu entwickeln, gekennzeichnet ist,

B. in der Erwägung, dass die immer schärfer werdende nationalistische Rhetorik in krassem 
Gegensatz zu den europäischen Grundwerten steht, die Aussöhnung zwischen den 
verschiedenen Volksgruppen hemmt und das angestrebte Ziel des EU-Beitritts behindert; 
in der Erwägung, dass Bosnien und Herzegowina Gefahr läuft, weiter hinter die anderen 
Länder des westlichen Balkans zurückzufallen,

C. in der Erwägung, dass die Fragmentierung des politischen Entscheidungsprozesses 
zwischen dem Gesamtstaat und den Gebietseinheiten sowie die mangelnde 
Harmonisierung der Rechtssetzung zwischen den verschiedenen Regierungsebenen das 
Haupthindernis für eine effiziente Regierungsarbeit sind,

D. in der Erwägung, dass die Verfassungsreform weiterhin die wichtigste Reform ist, um 
Bosnien und Herzegowina in einen effektiven und uneingeschränkt funktionsfähigen Staat 
zu verwandeln; in der Erwägung, dass die komplizierte Struktur des Justizapparats, das 
Fehlen eines Gesamthaushalts und eines Gerichtshofs der Föderation, der die 
Harmonisierung unter den vier innerstaatlichen Rechtssystemen fördern könnte, die 
politische Einmischung in das Justizsystem sowie die ständigen Angriffe auf die Justiz

                                               
1 Verordnung (EG) Nr. 1244/2009 des Rates vom 30. November 2009 (ABl. L 336 vom 18.12.2009, S. 1).
2 Angenommene Texte, P6_TA(2009)0332.
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und die Zuständigkeiten der Justizbehörden auf Ebene des Gesamtstaats durch die 
Regierung der Republika Srpska (RS) das Funktionieren des Justizsystems beeinträchtigen 
und ein Hindernis für Reformanstrengungen darstellen; in der Erwägung, dass die 
Strukturen der Gebietseinheiten – wie sie durch internationale Beschlüsse entstanden sind 
– verändert werden sollten, damit sie effizienter werden,

E. in der Erwägung, dass die europäische Zukunft aller Bürgerinnen und Bürger des Landes 
in der Europäischen Union liegt; in der Erwägung, dass Bosnien und Herzegowina nur als 
staatliche Einheit Aussicht auf EU-Mitgliedschaft hat und dass jeder Versuch, die 
Einrichtungen des Gesamtstaats zu unterminieren und zu schwächen, und jeder Versuch 
unverantwortlicher nationalistischer Politiker, sich der Gesellschaft zu bemächtigen, alle 
Bürgerinnen und Bürger der Chance berauben wird, in den Genuss der Vorteile der 
europäischen Integration zu kommen; in der Erwägung, dass die vorherrschenden 
Strategien für die einzelnen Volksgruppen und Gebietseinheiten die Erfüllung der 
Auflagen für eine EU- und NATO-Mitgliedschaft behindern können,

F. in der Erwägung, dass eine verfrühte Schließung des Amtes des Hohen Repräsentanten
(OHR) auf der Grundlage des legitimen Wunsches, die örtliche Eigenverantwortung für 
den politischen Prozess zu erhöhen, Auswirkungen auf die Stabilität des Landes und auf 
das Tempo und das Ergebnis der unbedingt erforderlichen Reformen haben könnte,

G. in der Erwägung, dass der Rat und die Kommission mehr Führungsstärke und Geschick
unter Beweis stellen müssen, um als treibende Kraft zu fungieren, durch die weitere 
Reformen auf den Weg gebracht und umgesetzt werden,

H. in der Erwägung, dass die Staatsorgane von Bosnien und Herzegowina nicht in 
angemessener Weise dafür gesorgt haben, dass Tausenden von Frauen und Mädchen, die 
zwischen 1992 und 1995 vergewaltigt wurden, Gerechtigkeit widerfährt und 
Wiedergutmachung zuteil wird, und in der Erwägung, dass die Opfer oftmals nicht mit 
Würde behandelt und nicht in ausreichendem Maße geschützt und unterstützt wurden, 
damit sie ihr Leben neu hätten aufbauen können,

I. in der Erwägung, dass Bosnien und Herzegowina nicht in die Verordnung des Rates vom 
30. November 2009 aufgenommen wurde, mit der den Bürgerinnen und Bürgern von drei 
Ländern des westlichen Balkans das Recht auf visumfreies Reisen im Schengenraum
gewährt wurde,

J. in der Erwägung, dass die weiterhin bestehende starke Abschottung der Volksgruppen 
voneinander durch ein besser integriertes, die Trennung nach Volksgruppen aufhebendes
und modernes Bildungssystem in dem Land überwunden werden sollte,

Die europäische Perspektive

1. bekundet seine Unzufriedenheit darüber, dass Bosnien und Herzegowina als potenzieller 
Kandidat auf dem Weg zur Mitgliedschaft in der Union nur mäßige Fortschritte 
vorzuweisen hat; stellt mit zunehmender Besorgnis das instabile politische Klima und das 
Fehlen einer gemeinsamen Vision in den beiden Gebietseinheiten fest und verurteilt die 
Tatsache, dass hetzerische Parolen verwendet werden, da dies den Prozess der 
Aussöhnung zwischen den Volksgruppen und das Funktionieren der staatlichen Strukturen 
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beeinträchtigt;

2. fordert die politische Führung auf, von spaltender nationalistischer Rhetorik, die die 
Gesellschaft polarisiert, Abstand zu nehmen, sich ernsthaft für dauerhafte Vereinbarungen 
einzusetzen und sie zu erzielen, durch die die Institutionen von Bosnien und Herzegowina 
für die Integration in die EU gerüstet sein werden;

3. weist darauf hin, dass mit dem Beitritt zur Europäischen Union die Übernahme der Werte 
und Regeln verbunden ist, auf denen sich die Europäische Union gründet, namentlich die 
Achtung der Menschenrechte, einschließlich der Minderheitenrechte, Solidarität, 
Toleranz, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit, darunter die Achtung der Unabhängigkeit 
der Justiz;

4. fordert die Vizepräsidentin/Hohe Vertreterin (VP/HV) und das für Erweiterung und die 
Europäische Nachbarschaftspolitik zuständige Kommissionsmitglied auf, umfassenden 
Gebrauch von dem Einfluss der EU auf die Politiker von Bosnien und Herzegowina zu 
machen, damit sie die gemeinsamen Anstrengungen fortsetzen, um die Erfordernisse der 
Europäischen Partnerschaft und alle sich aus dem Stabilisierungs- und 
Assoziierungsabkommen ergebenden Verpflichtungen zu erfüllen; weist alle politischen 
Akteure darauf hin, dass diese beiden Dokumente den Fahrplan für die Integration in die 
EU darstellen und dass sie gegenüber den Bürgerinnen und Bürgern in der Verantwortung 
stehen, Einigung über Reformen zu erzielen; ermutigt die VP/HV und die Kommission, 
kohärenter und entschlossener Gebrauch von der EU-Konditionalität zu machen; 

5. bekundet seine nachdrückliche Unterstützung für das Amt des Hohen Repräsentanten 
(OHR) und betont, dass der Übergang erst abgeschlossen werden kann, wenn die fünf 
Ziele und zwei Bedingungen in vollem Umfang von den Staatsorganen von Bosnien und 
Herzegowina erfüllt wurden;

6. fordert die Staatsorgane der Republika Srpska (RS) auf, weiterhin aktiv an den 
Verhandlungen über die Aufteilung des vom Amt des Hohen Repräsentanten (OHR) 
aufgelisteten Staatseigentums teilzunehmen, und fordert sie auf, keine Rechtsvorschriften 
über öffentliches Eigentum in der Republika Srpska (RS) anzunehmen, da dies einen 
schwerwiegenden Verstoß gegen den Beschluss des Hohen Repräsentanten, den Verkauf 
von öffentlichem Eigentum zu verbieten, darstellen würde, wodurch die Schließung des 
Amtes des Hohen Repräsentanten verzögert würde;

7. fordert die Regierung der Republika Srpska (RS) auf, das Friedensabkommen von Dayton 
in seiner Gesamtheit einzuhalten und keine Maßnahmen in Frage zu stellen, die auf der 
Grundlage dieses Abkommens und von Resolutionen des Sicherheitsrates der Vereinten 
Nationen ergriffen wurden; ist der Auffassung, dass der Hohe Repräsentant die letzte 
Instanz für die Auslegung der Anwendung des Friedensabkommens im zivilen Bereich ist; 
ist der Auffassung, dass gegen den Hohen Repräsentanten und sein Personal gerichtete 
persönliche Angriffe und Drohungen mit rechtlichen Schritten nicht hinnehmbar sind;

8. fordert die EU und ihre Mitgliedstaaten auf, durch die Einrichtung einer privilegierten 
Partnerschaft mit der Bürgergesellschaft und der Wirtschaft gegen die Gleichgültigkeit 
großer Teile des politischen Establishments vorzugehen;
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9. begrüßt den beachtlichen Beitrag, den die Operation Althea zu Stabilität und Sicherheit in 
Bosnien und Herzegowina leistet, und begrüßt den Beschluss des Rates, den 
Kapazitätsaufbau und die Ausbildung zu unterstützen; begrüßt die Ausweitung des 
EUFOR-Mandats gemäß der Resolution 1895 des Sicherheitsrates der Vereinten 
Nationen;

Verfassungs- und Justizreform

10. bekräftigt seinen Standpunkt zu den Erfordernissen, die durch eine Verfassungsreform 
erreicht werden sollten: 

a) der Staat sollte über ausreichende Befugnisse in den Bereichen Legislative, Haushalt, 
Exekutive und Judikative verfügen, um wie ein Mitglied der Europäischen Union zu 
funktionieren, einen funktionsfähigen Binnenmarkt zu errichten und 
aufrechtzuerhalten, den wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt zu fördern und 
die Interessen des Landes im Ausland zu vertreten und zu verteidigen; die Wahrung 
der lebenswichtigen nationalen Interessen innerhalb von Bosnien und Herzegowina 
muss mit der Handlungsfähigkeit des Landes vereinbar sein;

b) die Zahl der Verwaltungsebenen, die an der Führung des Landes beteiligt sind, sollte 
in einem angemessenen Verhältnis zu den finanziellen Ressourcen von Bosnien und 
Herzegowina stehen und auf einer effizienten, kohärenten und effektiven Aufteilung 
der Zuständigkeiten beruhen;

c) alle Bürgerinnen und Bürger müssen in voller Übereinstimmung mit der Europäischen 
Menschenrechtskonvention (EMRK) dieselben Rechte genießen wie die 
Volksgruppen;

11. weist darauf hin, dass die Stärkung des Zentralstaats nicht notwendigerweise eine 
Schwächung der Gebietseinheiten bedeutet, sondern die Schaffung der Vorraussetzungen 
für eine effiziente Verwaltung, die in der Lage ist, nationale Reformanstrengungen 
umzusetzen, und dadurch das gesamte Land auf den Beitritt zur EU vorzubereiten;

12. fordert die Staatsorgane von Bosnien und Herzegowina auf, die einschlägigen 
Verfassungsbestimmungen und die entsprechenden Bestimmungen im Wahlgesetz von 
Bosnien und Herzegowina vor den Parlamentswahlen im Oktober 2010 zu ändern, damit 
vermieden wird, dass diese Wahlen nach Regeln durchgeführt werden, die gegen die 
EMRK verstoßen;

13. weist auf die Notwendigkeit hin, einen Obersten Gerichtshof auf Ebene des Gesamtstaats 
einzurichten und ihn in den Verfassungsrahmen zu verankern, damit er eine integrierende 
Funktion für die Rechtsprechung im Land ausüben und für eine allmähliche 
Harmonisierung der vier verschiedenen Rechtssysteme von Bosnien und Herzegowina
sorgen kann; 

14. fordert alle politischen Akteure auf, die 69 Tätigkeiten, die in dem Aktionsplan zur 
Unterstützung der Reformstrategie für das Justizwesen vorgesehen sind, zu 
verabschieden;
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Bekämpfung von Kriegsverbrechen, organisierter Kriminalität und Korruption

15. begrüßt, dass die Zusammenarbeit mit dem Internationalen Strafgerichtshof für das 
ehemalige Jugoslawien (IStGHJ) weiterhin in zufrieden stellender Weise verläuft und die 
Zusammenarbeit zwischen dem Gerichtshof und den Staatsorganen des Gesamtstaats und 
den Gebietseinheiten ordnungsgemäß erfolgt; fordert die Staatsorgane von Bosnien und 
Herzegowina allerdings auf, die Umsetzung der nationalen Strategie gegen 
Kriegsverbrecher zu beschleunigen und mit der Abarbeitung des Rückstaus von etwa 
zehntausend im gesamten Land anhängigen Verfahren wegen Kriegsverbrechen zu 
beginnen und anzugeben, welche Unterlagen und technischen Ressourcen im Einzelnen 
erforderlich sind, um gegen alle Verbrecher ein Verfahren einzuleiten, auch gegen 
diejenigen, die sich der Vergewaltigung und sexueller Gewalt schuldig gemacht haben; 

16. fordert die Staatsorgane von Bosnien und Herzegowina auf, im Einklang mit 
internationalen Standards eine Definition von sexueller Gewalt in das Strafgesetz 
aufzunehmen, Opfern eine angemessene Entschädigung sowie wirtschaftliche, soziale und 
psychologische Unterstützung zuteil werden zu lassen, unter anderem bestmögliche
Dienste zur Unterstützung der psychischen und physischen Gesundheit, Programme zu 
entwickeln und adäquate Ressourcen für den langfristigen Zeugenschutz bereitzustellen; 
fordert die Kommission und andere internationale Geber auf, die Staatsorgane von 
Bosnien und Herzegowina in diesen Anstrengungen mit finanziellen Mitteln und 
Fachwissen für die Opfer von Kriegsverbrechen und sexueller Gewalt zu unterstützen;

17. weist auf die dringende Notwendigkeit hin, Hochsicherheitsgefängnisse zu bauen und 
bestehende Einrichtungen zu renovieren, auch um verurteilte Kriegsverbrecher sicher 
unterzubringen;

18. fordert die Staatsorgane von Bosnien und Herzegowina auf, eine dauerhafte Rückkehr zu 
fördern, die Bedürfnisse derer zu berücksichtigen, die immer noch in Sammelunterkünften 
leben, und Maßnahmen für ihre soziale Integration umzusetzen; 

19. bedauert die begrenzten Fortschritte bei der Bekämpfung der Korruption aufgrund der 
schwachen Koordinierung der Anstrengungen zur Bekämpfung der Korruption auf 
Gesamtstaatsebene und dem Fehlen effektiver Ermittlungen und Verfolgung von 
Verdächtigen in gravierenden Fällen von Korruption, die in den Regierungsstrukturen, bei 
der Vergabe öffentlicher Aufträge, der Erteilung einer Gewerbeerlaubnis sowie in den 
Bereichen Gesundheit, Energie und Verkehr vorherrscht; fordert in diesem 
Zusammenhang die unverzügliche Einrichtung einer Stelle für die 
Korruptionsbekämpfung sowie die abgestimmte Umsetzung der neuen Strategie für die 
Bekämpfung der Korruption (2009-2014) und des mit ihr einhergehenden Aktionsplans;

Visaliberalisierung

20. begrüßt, dass die staatlichen Stellen von Bosnien und Herzegowina ihre 
Reformanstrengungen beschleunigt und die noch ausstehenden 
Rechtssetzungsmaßnahmen zum Abschluss gebracht haben, die in dem Fahrplan für die 
Visafreiheit enthalten waren;

21. fordert die Kommission auf, dem Europäischen Parlament und dem Rat bis zur 
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endgültigen Bewertung der Erfüllung der erforderlichen Zielvorgaben unverzüglich ein 
Legislativpaket über die Visaliberalisierung vorzulegen, damit die entsprechenden 
Rechtsvorschriften vor der Sommerpause 2010 angenommen werden können;

Die Lage des Bildungssystems 

22. erkennt zwar die bemerkenswerten Fortschritte auf institutioneller Ebene an, fordert die 
Staatsorgane von Bosnien und Herzegowina dennoch auf, sich auf die vollständige 
Umsetzung der Rahmengesetze zu konzentrieren und dabei die Zersplitterung des 
Bildungswesens zu verringern und mit der Unterstützung der Europäischen Partnerschaft 
Maßnahmen zu ergreifen, die die Qualität der Bildung insgesamt verbessern, um somit 
den Bedarf auf dem Arbeitsmarkt zu decken und die Zielvorgaben des Bologna-Prozesses 
zu erfüllen;

23. weist darauf hin, dass Bildung das Mittel schlechthin ist, um eine echte Aussöhnung 
zwischen den Volksgruppen herbeizuführen; ist der Auffassung, dass der Förderung eines 
alle einbeziehenden, nicht diskriminierenden Bildungssystems in Bosnien und 
Herzegowina auf der Grundlage von Toleranz und Achtung der Vielfalt und der 
Beseitigung der Trennung der verschiedenen ethnischen Gruppen (zwei Schulen unter 
einem Dach) zunehmend Aufmerksamkeit gewidmet werden sollte, indem in beiden 
Gebietseinheiten gemeinsame Bildungsprogramme und Integrationsklassen entwickelt 
werden;

Wirtschaftslage, Sozialpolitik

24. fordert alle Akteure auf, beständige wirtschaftspolitische Reformanstrengungen zu 
unternehmen, gemeinsame Maßnahmen in den Rechtsräumen zu ergreifen und
wirtschaftliche Tätigkeiten zu erleichtern, um das Vertrauen der Anleger 
wiederherzustellen, damit Bosnien und Herzegowina in dieser Region nicht weiter ins 
Hintertreffen gerät;  

25. weist darauf hin, dass das Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommen die Stärkung der 
politischen Koordinierung zwischen den Regierungen der Gebietseinheiten und – als ein 
wesentliches Element der Wirtschaftsreform – die Errichtung eines einheitlichen 
Wirtschaftsraums erfordert, der einen besseren Markt für Grund und Boden sowie Arbeit 
schaffen soll; bedauert in diesem Zusammenhang, dass die fragmentierten internen 
arbeitsrechtlichen Vorschriften und Sozialversicherungssysteme weiterhin ein 
Haupthindernis für den freien Personenverkehr innerhalb des Landes sind;

26. befürwortet die Stärkung der steuerpolitischen Koordinierung durch die Gewährleistung 
der reibungslosen Tätigkeit der Behörde für indirekte Steuern und des Nationalen 
Finanzrates; fordert den Ministerrat auf, nach langer Verzögerung einen ständigen 
Direktor für die Behörde für indirekte Steuern zu ernennen;

27. fordert die Parlamentarische Versammlung von Bosnien und Herzegowina auf, im 
Hinblick auf die Durchführung einer landesweiten Volkszählung 2011 ein Gesetz über die 
Volkszählung zu verabschieden, was unerlässlich für die wirtschaftliche und soziale 
Entwicklung sowie für die weitere Unterstützung der EU ist;



PE438.240v02-00 8/8 RE\810323DE.doc

DE

28. fordert die Staatsorgane von Bosnien und Herzegowina auf, Maßnahmen zu ergreifen, mit 
denen die Armut gemildert und ein Netz der sozialen Sicherheit entwickelt wird, das 
besser auf die Armen zugeschnitten ist, und ein effizientes und nachhaltiges 
Sozialschutzsystem zu entwickeln;

29. begrüßt die jüngsten Gesetzesänderungen durch das Parlament der Föderation, mit denen 
der Grundsatz der bedarfsabhängigen sozialen Geldleistungen und
Haushaltsbeschränkungen eingeführt wurden, die für alle Nutznießer von 
Haushaltsmitteln, einschließlich Veteranen, gelten; stellt fest, dass die neuen 
Rechtsvorschriften den Weg für die Auszahlung des im Rahmen der Entwicklungspolitik 
gewährten Kredits der Weltbank und der zweiten Tranche der 
Bereitschaftskreditvereinbarung des IWF ebnen können; ermutigt das Parlament der 
Föderation, weitere Maßnahmen zu beschließen, die auf größere Haushaltsdisziplin 
abzielen;

Regionale Zusammenarbeit

30. unterstreicht die Bedeutung der regionalen Zusammenarbeit und hält sie für ein 
wesentliches Element des Aussöhnungsprozesses, indem sie die Kontakte zwischen den 
Menschen verbessert;

31. begrüßt die aktive Beteiligung von Bosnien und Herzegowina an der regionalen 
Zusammenarbeit, insbesondere die Unterzeichnung der Vereinbarungen über die 
internationale Rechtshilfe in Straf- und Zivilsachen, die auf die Vollstreckung 
strafrechtlicher Sanktionen gegen Personen abzielt, die in einem Unterzeichnerstaat 
verurteilt wurden und sich in ein anderes abgesetzt haben;

32. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung der Vizepräsidentin/Hohen Vertreterin, 
dem Rat, der Kommission sowie den Regierungen und Parlamenten von Bosnien und 
Herzegowina und seinen Gebietseinheiten zu übermitteln.


